
Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Drucksache 13/5642 
26.09. 96 

Beschlußempfehlung 
des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Sechsten Gesetz zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 
und anderer Gesetze (6. VwGOÄndG) 
- Drucksachen 13/3993, 13/4069,13/5098,13/5325 — 

Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter O tto Schily 
Berichterstatter im Bundesrat: Minister Dr. Arno Walter 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 116. Sitzung am 27. Juni 
1996 beschlossene Sechste Gesetz zur Änderung der Verwal-
tungsgerichtsordnung und anderer Gesetze (6. VwGOÄndG) wird 
nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse 
geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver-
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 

Bonn, den 26. September 1996 

Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Heribert Blens 

Vorsitzender 

Dr. Arno Walter 

Berichterstatter 

Otto Schily 
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Anlage 

Sechstes Gesetz zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 
und anderer Gesetze (6. VwGOÄndG) 

Zu Artikel 1 - Änderung der Verwaltungsgerichts-
ordnung - 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 2 Buchstabe a wird § 47 Abs. 2 Satz 1 
wie folgt gefaßt: 

„Den Antrag kann jede natürliche oder juristische 
Person, die geltend macht, durch die Rechtsvor-
schrift oder deren Anwendung in ihren Rechten 
verletzt zu sein oder in absehbarer Zeit verletzt zu 
werden, sowie jede Behörde innerhalb von zwei 
Jahren nach Bekanntmachung der Rechtsvor-
schrift stellen." 

2. In Nummer 6 Buchstabe a wird dem § 67 Abs. 1 fol-
gender Satz angefügt: 

„In Angelegenheiten der Beamten und der damit 
in Zusammenhang stehenden Sozialangelegen-
heiten sowie in Personalvertretungsangelegenhei-
ten sind vor dem Oberverwaltungsgericht als Pro-
zeßbevollmächtigte auch Mitglieder und Ange-
stellte von Gewerkschaften zugelassen, sofern sie 
kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung be-
fugt sind." 

3. In Nummer 13 wird § 80 b Abs. 2 wie folgt gefaßt: 

„(2) Das Oberverwaltungsgericht kann auf An-
trag anordnen, daß die aufschiebende Wirkung 
fortdauert." 

Zu Artikel 2 - Änderung des Gesetzes 
zur Beschränkung von Rechtsmitteln 
in der Verwaltungsgerichtsbarkeit - 

Artikel 2 wird wie folgt gefaßt: 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Beschränkung von 
Rechtsmitteln in der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Das Gesetz zur Beschränkung von Rechtsmitteln in 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 22. April 1993 
(BGBl. I S. 466, 487) wird wie folgt gefaßt: 

„Bis zum 31. Dezember 2002 gilt in den Ländern 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen die folgende Sonder-
regelung: 

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten 
gegen den an einen anderen gerichteten begünsti-
genden Verwaltungsakt haben keine aufschiebende 
Wirkung in Verfahren, die betreffen 

1. die Errichtung, den Abbruch, die Änderung und 
die Nutzungsänderung von baulichen Anlagen 
im Sinne der Bauordnungen der Länder, 

2. die Errichtung, den Betrieb und die Änderung 
von Anlagen im Sinne des § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes, soweit sie nicht von § 48 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der Verwaltungsgerichtsord-
nung erfaßt sind, 

3. die Errichtung, die Beschaffenheit und den Be-
trieb nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen im 
Sinne des § 22 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes, 

4. die Benutzung von Gewässern im Sinne der §§ 1, 
3 des Wasserhaushaltsgesetzes, 

5. Planfeststellungsverfahren nach § 31 Abs. 2 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes, soweit 
sie nicht von § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 der Verwal-
tungsgerichtsordnung erfaßt sind, 

6. Genehmigungsverfahren nach § 31 Abs. 3 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes, 

7. Planfeststellungsverfahren für den Bau oder die 
Änderung von Straßen, soweit sie nicht von § 1 
des Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsge-
setzes erfaßt sind, 

8. Tätigkeiten und Einrichtungen im Sinne des § 2 
des Bundesberggesetzes, 

9. die Errichtung von Freileitungen und die Ände-
rung ihrer Linienführung, soweit sie nicht von 
§ 48 Abs. 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsord-
nung erfaßt sind, 

10. den Bau, die Erneuerung, die Erweiterung und 
die Stillegung von Energieanlagen im Sinne der 
§§ 2 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes, 

11. die Errichtung, den Betrieb und die Änderung 
überwachungsbedürftiger Anlagen im Sinne der 
§§ 1 a, 2 Abs. 2 a des Gerätesicherheitsgesetzes; 

dies gilt für Streitigkeiten über sämtliche für das je-
weilige Vorhaben erforderlichen Genehmigungen, 
Erlaubnisse und sonstige behördliche Entscheidun-
gen, auch soweit sie Nebeneinrichtungen be treffen, 
die mit dem Vorhaben in einem räumlichen und be-
trieblichen Zusammenhang stehen." ' 

Zu den Artikeln 6 bis 16 - Änderungen weiterer 
Gesetze - 

1. Die Artikel 6 und 10 bis 13 werden gestrichen. 

2. Artikel 7 wird Artikel 6 und wie folgt gefaßt: 

,Artikel 6 

Änderung des Maßnahmengesetzes 
zum Baugesetzbuch 

Das Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. April 1993 
(BGB1. I S. 622) wird wie folgt geändert: 
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1. In § 18 Abs. 2 Satz 1 wird die Jahreszahl „1998" 
durch die Jahreszahl „2003" ersetzt. 

2. Dem § 20 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 10 Abs. 2 gilt bis zum 31. Dezember 2002."' 

3. Die Artikel 8, 9 und 14 werden Artikel 7 bis 9. 

4. Artikel 15 wird Artikel 10 und wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden die Wörter „in Kraft getre-
ten" durch die Wörter „bekannt gemacht" er-
setzt. 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

5. Artikel 16 wird Artikel 11. 




